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Politische Ungewissheiten 
(auch) im „Tigerstaat“ Slo-
wakei 
 
Nach den Wellengängen des deut-
schen Wahlkampfs muss die Slowa-
kei für deutsche Unionspolitiker ge-
radezu als Traumland an Reform-
freudigkeit erscheinen. Was hier 
allein in den vergangenen drei Jah-
ren im Steuer- und Sozialsystem 
umgekrempelt wurde, um für Inves-
toren attraktiver zu werden, sucht 
seinesgleichen. Nicht umsonst hat 
die Weltbank das Land im Vorjahr in 
ihrer Studie "Doing Business in 

2005" als "re-
formorientier-

teste Wirt-
schaft der 
Welt" einge-
stuft und spe-
ziell den "al-

ten" EU-Mitgliedern zur Nachah-
mung empfohlen. Aber wenigstens 
eines machen die Slowaken neuer-
dings den Deutschen nach: Sie wis-
sen nicht mehr so recht, wie es mit 
der Regierung weitergehen soll. 
Während aber in Deutschland die 
Wahlen erst die Ungewissheit ver-
stärkten, lautet die Frage in der 
Slowakei noch, ob und wann vorge-

zogene Neuwahlen stattfinden sol-
len. 
 
Parlamentskrise verstärkt 
Ruf nach Neuwahlen 
Seit Herbst 2002 amtiert in Bratisla-
va die bereits zweite vom christde-
mokratischen Ministerpräsidenten 
Mikuláš Dzurinda geführte Regie-
rung. Während sein erstes Kabinett 
(1998 bis 2002) ein vom österreichi-
schen Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel als "wunderschön bunt" 
bezeichnetes Spektrum an konser-
vativen bis exkommunistischen Par-
teien umfasste, das sich zwar viele 
Reformen vornahm, aber wegen 
innerkoalitionärer Gegensätze weni-
ge verwirklichte, beeindruckte die 
gegenwärtige Regierung von Anfang 
an durch ein atemberaubendes Re-
formtempo. Doch obwohl die aus 
drei christdemokratisch orientierten 
und einer kleinen liberalen Partei 
zusammengesetzte Koalition zu-
nächst nicht nur in wirtschaftspoliti-
schen Fragen homogen erschien, 
verlor sie schon nach einem Jahr 
durch Parteispaltungen und -
austritte ihre Parlamentsmehrheit 
und ist seitdem auf wechselnde Un-
terstützung von  oppositionellen und 
"unabhängigen" Parlamentariern 
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angewiesen. Seit im August der libe-
rale Partner mehr oder weniger "ab-
handen gekommen" ist, wird das 
Regieren für Dzurinda immer noch 
schwieriger. 
 
Nachdem das Parlament mehr als 
eine Woche beschlussunfähig ge-
wesen war, steuert die Slowakei auf 
Neuwahlen zu. Ob sie auch wirklich 
dort ankommen wird, steht aber 
noch nicht fest. Reguläre Wahlen 
wären erst im September 2006 vor-
gesehen. Die Landeswährung Slo-
wakische Krone reagierte jedenfalls 
schon zu Beginn der Krise mit ei-
nem - allerdings mäßigen - Kursver-
fall auf die beunruhigende Entwick-
lung. Nachdem Parlamentspräsident 
Pavol Hrušovský (Christlich-
demokratische Bewegung - KDH) 
seit 12. September immer wieder 
vergeblich versuchte, wenigstens 
die Sitzung zu eröffnen und die Ta-
gesordnung zu beschließen, schloss 
sich auch seine Partei dem Koaliti-
onspartner SMK (Partei der Ungari-
schen Koalition) in der Ansicht an, 
dass Neuwahlen "zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt" der sauberste Weg 
aus der gegenwärtigen Ungewiss-
heit der Minderheitsregierung wä-
ren. Doch die stärkste der Regie-
rungsparteien, nämlich die Slowaki-
sche Demokratische und Christliche 
Union (SDKÚ) von Ministerpräsident 
Mikuláš Dzurinda, ist derzeit wegen 
schlechter Umfrageergebnisse we-
nig begeistert von vorgezogenen 
Wahlen. Sie setzt auch in Hinblick 
auf das begonnene Reformwerk auf 
Zeit: Im letzten noch vorgesehenen 
Regierungsjahr, so prophezeit Dzu-
rinda, würden die Früchte der bishe-
rigen Reformen erst so richtig sicht-
bar. Die Wirtschaft ist schon jetzt 
sichtbar in Schwung, mit Wachs-
tumsraten von über fünf Prozent lag 
die Slowakei schon in den vergan-

genen beiden Jahren im europäi-
schen Spitzenfeld. Bei genügend 
Zeit könnten auch die enorme Ar-
beitslosenrate und der Lebensstan-
dard der breiten Bevölkerung einen 
deutlicheren Trend zur Besserung 
zeigen und somit ein besseres 
Wahlergebnis bringen, als Dzurinda 
die aktuellen Umfragewerte verhei-
ßen. Die Ungarn-Partei SMK hat 

bereits einen 
Gesetzesantrag 

für vorgezogene 
Wahlen im März 
vorbereitet, den 
sie demnächst ins 
Parlament bringen 
möchte. Damit so 
ein Antrag aber 
Erfolg hat, muss 
ihm die Verfas-

sungsmehrheit von 90 der 150 Par-
lamentsabgeordneten zustimmen. 
Eine erste Hürde besteht aber 
schon darin, dass die Koalitionspar-
teien vereinbart haben, so schwer-
wiegende Anträge zu unterlassen, 
wenn sich innerhalb der Koalition 
eine Partei querlegt - was die SDKÚ 
wohl tun wird. 
 
Eskaliert ist die aktuelle Krise, 
nachdem diese drei christdemokra-
tischen Parteien ihre bisherige Koa-
lition mit dem vierten Partner, der 
liberalen Allianz des Neuen Bürgers 
(ANO) formell aufgekündigt hatten. 
Damit sahen nämlich die Opposition 
und die zahlreichen, aus verschie-
denen Regierungs- und Oppositi-
onsparteien ausgetretenen "Unab-
hängigen" die Chance gekommen, 
mit einer Demonstration der Stärke 
ihren Einfluss zu vergrößern. Ob-
wohl großteils im Parlamentsgebäu-
de anwesend, blockierten sie den 
für 12. September vorgesehenen 
Beginn der regulären Parlamentssit-
zung durch Abwesenheit von der 
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Sitzung. Die schon seit mehr als 
zwei Jahren als Minderheitskabinett 
regierende Rest-Koalition brachte 
alleine nicht die notwendige Anwe-
senheitsquote von 76 der 150 Ab-
geordneten zusammen. Dieses 
Szenario wiederholte sich dann 
mehrmals, bis am 21. September 
doch mit Müh und Not eine ausrei-
chende Zahl von Abgeordneten zur 
Mitarbeit "überredet" werden konnte. 
Theoretisch sollte die Blockade ei-
gentlich Neuwahlen erzwingen. 
Wirklich echt ist das Interesse an 
Neuwahlen aber nicht bei allen "Blo-
ckierern": Die von Róbert Fico ge-
führte Linkspartei Smer-
Sozialdemokratie kann zwar laut 
allen Umfragen auf deutliche Stim-
mengewinne hoffen. Doch die mit ihr 
heillos zerstrittene Bewegung für 
eine Demokratische Slowakei 
(HZDS-LS) von Ex-Premier Vladimír 
Mečiar könnte bestenfalls ihre ge-
genwärtige Position halten und will 
sowieso nicht mit Smer eine neue 
Koalition bilden. Für die ANO wie-
derum wären Neuwahlen derzeit 
überhaupt tödlich, da sie sich so-
eben in eine in die Opposition ab-
gewanderte Partei und einen regie-
rungstreuen Parlamentsklub gespal-
ten hat, die sich gegenseitig das 
Recht auf Weiterführen des Partei-
namens streitig machen. Und erst 
recht würden die bereits mehr als 30 
Parteiunabhängigen samt und son-
ders aus dem Parlament fliegen. 
 
 
Reform-Vorbild für 
Deutschland? 
 
Dabei kann sich international sehen 
lassen, was die nun politisch 
schwach gewordene Dzurinda-
Regierung an Reformen vollbracht 
hat. Für Deutschland mag manches 

davon - je nach politischer Perspek-
tive - als Vorbild oder abschrecken-
des Beispiel dienen. Erwähnenswert 
ist, dass die slowakische Bevölke-
rung die im Folgenden kurz zusam-
mengefassten Reformen ohne gro-
ße Proteste und Streiks geschluckt 
hat. Wie gut die Auswirkungen für 
das Land tatsächlich sind, ist poli-
tisch umstritten: Ausländische Inves-
toren fühlen sich tatsächlich ange-
sprochen - die Slowakei erwartet für 
die kommenden Jahre einen wahren 
Boom an Auslandsinvestitionen, vor 
allem aus der Autoindustrie. Ge-
werkschafter und Linksopposition 
kritisieren hingegen, die Regierung 
Dzurinda mache die Slowaken mit 
ihrer "unsozialen Politik" zu den 
"Bettlern Europas", und dabei kä-
men die Auslandsinvestoren in Wirk-
lichkeit gar nicht "wegen irgendwel-
cher Reformen" (Robert Fico), son-
dern wegen der im Vergleich zu fast 
allen EU-Ländern niedrigsten Löh-
ne. 
 

Das neue EU-Land 
Slowakei gilt als 
Paradebeispiel für 
die Einheitssteuer 
als Kernstück einer 
radikalen Steuerre-
form. Je nach poli-
tischer und sozialer 

Position sehen sich die Slowaken 
ihrem Finanzminister Ivan Mikloš 
folgend als "internationale Vorreiter" 
oder in den Worten von Oppositi-
onspolitiker Fico als "zu einem Mas-
senexperiment missbrauchte Ver-
suchskaninchen". Im Zuge einer 
radikalen Umgestaltung des Steuer-
systems hat die Mitte-Rechts-
Regierung unter dem christdemo-
kratischen Ministerpräsidenten Mi-
kuláš Dzurinda mit Wirkung ab 1. 
Januar 2004 auf einen Schlag alle 
Steuerstufen und Ausnahmen abge-
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schafft. Seitdem gilt für alle Privat-
personen und Firmen von der Blu-
menverkäuferin bis zum Konzern-
chef und vom Einmannbetrieb bis zu 
den Landesniederlassungen der 
internationalen Autokonzerne der 
selbe Steuersatz. Die von der Höhe 
des Einkommens abhängige Ein-
heitssteuer wurde mit 19 Prozent 
noch deutlich niedriger angesetzt, 
als in Deutschland diskutiert. Divi-
denden sind überhaupt steuerfrei. 
Die Argumentation des slowaki-
schen Finanzministeriums dafür: 
Jedes erworbene Kapital soll nur 
einmal besteuert werden. Dividen-
denzahlungen seien aber schließlich 
nichts anderes als Transfers von 
Vermögen, das schon im Zuge sei-
ner Entstehung besteuert worden 
sei. Dieselbe Begründung gilt für die 
selbstverständliche Steuerfreistel-
lung von Schenkungen und Erb-
schaften. Den Oppositionsvorwurf, 
eine Steuerreform nur zum Vorteil 
der Reichen gemacht zu haben, 
lässt die Regierung nicht gelten: Die 
Vereinfachung des Steuersystems 
nütze gerade den weniger Privile-
gierten, die sich keine Steuerberater 
leisten könnten. Außerdem werde 
damit die Korruption ebenso gemin-
dert wie der Anreiz zur Steuerhinter-
ziehung. An das von Friedrich Merz 
stammende Schlagwort von der 
"Bierdeckel"-Steuerreform erinnert 
die Devise des slowakischen Fi-
nanzministers Ivan Mikloš: Das 
Steuersystem müsse so einfach 
sein, dass jeder Bürger ohne ge-
naue Kenntnisse des Steuerrechts 
in der Lage sei, allein mit einem Ta-
schenrechner selbst auszurechnen, 
wie viel Steuern er zu bezahlen ha-
be. Mit der Steuerreform Hand in 
Hand sind auch zahlreiche andere 
Reformen durchgeführt worden. 
Nicht zu unterschätzen sind bei-
spielsweise die kräftige Liberalisie-

rung des zuvor sehr rigorosen Kün-
digungsschutzes und der Wegfall 
von einer Reihe bürokratischer Hür-
den bei der Firmengründung. Nicht 
zuletzt Bundeskanzler Schröder hat-
te im Vorjahr das "Steuerdumping" 
von EU-Ländern wie der Slowakei 
kritisiert. Angela Merkel hatte dar-
aufhin bei einem Besuch in Bratisla-
va im April 2004 die slowakische 
Regierung in Schutz genommen: 
Das nicht zuletzt durch Niedrigsteu-
ern erzielbare Wirtschaftswachstum 
von Ländern wie der Slowakei sei 
für die gesamte EU von Vorteil. Nur 
dadurch könne die EU ihr in Lissa-
bon formuliertes Ziel erreichen, ge-
genüber den USA aufzuholen und 
zum stärksten Wirtschaftsraum der 
Welt zu werden. Mit Abstand größter 
Investor im Land ist übrigens 
Deutschland, und Volkswagen Slo-
vakia ist für die Slowakei zugleich 
größter Exporteur und größter Ar-
beitgeber (mit ca. 9.000 Beschäftig-
ten). 
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